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Sollen Richter über den Ausbau
eines Flughafens entscheiden dürfen?

Die Aufregung um das Erkenntnis des Bundes-
verwaltungsgerichts (BVwG), in dem die Ge-
nehmigung für die „dritte Piste“ beim Flugha-
fen Schwechat versagt wurde, reißt nicht ab.
Schon unmittelbar nach Bekanntwerden des
Urteils, in dem das Gericht, für die Fachwelt
durchaus überraschend, den Interessen des
Klimaschutzes gegenüber wirtschaftlichen In-
teressen den Vorzug eingeräumt hatte, war
vonseiten der Bundespolitik und der Wirt-
schaft heftige Kritik am BVwG geäußert wor-
den.

Zuletzt hat ein Brief des gegenwärtigen Vor-
sitzenden der Landeshauptleutekonferenz, des
Tiroler Landeshauptmanns Günther Platter, für
Entrüstung gesorgt. Die Kritiker stoßen sich
besonders an der dort geäußerten Auffassung,
dass Wertentscheidungen bzw. die Abwägung
öffentlicher Interessen in der Disposition de-
mokratisch legitimierter Organe liegen müss-
ten. Der Vorstoß wird als Angriff auf die unab-
hängige Gerichtsbarkeit interpretiert.

In der Tat bildete die Einführung der erstin-
stanzlichen Verwaltungsgerichtsbarkeit 2014
einen der bedeutendsten Reformschübe in der
österreichischen Verwaltung. Eine Rückkehr
zum Status quo ante ist undenkbar. Auch der
mit der Einführung der neuen Verwaltungsge-
richte (zwei Verwaltungsgerichte des Bundes,
neun Landesverwaltungsgerichte, mit welchen
etwa 120 Berufungsbehörden abgeschafft wur-
den) eingetretene Paradigmenwechsel hin zu
mehr Justizstaatlichkeit und weniger Verwal-
tungsstaatlichkeit ist irreversibel.

Dennoch muss eine Diskussion über das
Verhältnis von Verwaltung und Verwaltungsge-
richtsbarkeit möglich sein. Dazu ist es erfor-
derlich, den Hintergrund des Erkenntnisses des
BVwG zu rekapitulieren.

Ausgangspunkt war ein Bewilligungsverfah-
ren nach dem Umweltverträglichkeitsprüfungs-
gesetz (UVP-Gesetz). Gemäß den anzuwenden-
den Bestimmungen war das Vorhaben unter

anderem nur dann zu bewilligen, wenn dem
keine „sonstigen öffentlichen Interessen“ ent-
gegenstehen. Dabei werden im Gesetz die
„sonstigen öffentlichen Interessen“ nicht näher
definiert, weshalb das Gericht prinzipiell alle
am Gemeinwohl orientierten Interessen, egal
welcher Art sie sind, gegeneinander abwägen
und in seine Entscheidung einbeziehen kann.
Das Bundesverwaltungsgericht sah nun den
Klimaschutz als das gewichtigere Interesse als
die wirtschaftlichen Vorteile, die mit der Er-
weiterung des Flughafens verbunden waren.

Schon in der Bundesverfassung ist klarge-
stellt, dass Ermessensentscheidungen der Be-
hörde vom Verwaltungsgericht nicht abgeän-
dert werden dürfen, wenn die Behörde das Er-
messen im Sinne des Gesetzes ausgeübt hat
und wenn der maßgebliche Sachverhalt fest-
steht. Die umstrittenen und vom Verwaltungs-
gerichtshof noch zu klärenden Fragen werden
darin bestehen, ob die vorgenommene Interes-
senabwägung überhaupt eine solche Ermes-
sensentscheidung darstellte und ob die Interes-
senabwägung durch das Bundesverwaltungsge-
richt im Übrigen korrekt erfolgt ist. Darüber zu
diskutieren ist, solange die Entscheidung des
Verwaltungsgerichtshofs aussteht, müßig.

Worüber sich hingegen diskutieren lässt, ist,
ob die gerade bei großen Infrastrukturvorha-
ben entscheidende Abwägung der beteiligten
öffentlichen Interessen nicht primär eine Auf-
gabe der Verwaltungsbehörde sein soll und die
Verwaltungsgerichte diese Interessenabwägung
lediglich nachprüfend kontrollieren sollen. Im
Kern geht es darum, die Aufgaben, die Verwal-
tung und Gerichtsbarkeit innerhalb eines

Staats erfüllen, ihrer Funktion entsprechend
adäquat aufzuteilen, was letztendlich grund-
sätzliche verfassungsrechtliche Fragen der de-
mokratischen Legitimation der handelnden Or-
gane, seien es unabhängige Richter oder wei-
sungsgebundene Verwaltungsorgane, berührt.

Diese Neudefinition des Verhältnisses von
Gericht und Verwaltungsbehörde würde aber
wohl entsprechende gesetzliche Klarstellun-
gen, möglicherweise sogar in der Verfassung,
erforderlich machen. Bis die Politik in der Lage
ist, eine solch sensible Frage sachlich zu disku-
tieren, wird noch einige Zeit vergehen.

Wir weisen daher auf andere Lösungen hin:
Ein Instrument, mit dem sich die Verwaltung
einen gewissen Freiraum gegenüber dem Ver-
waltungsgericht schaffen kann, existiert schon:
Die Behörde kann gleichzeitig mit der Vorlage
der Beschwerde an das Verwaltungsgericht ei-
nen sogenannten Widerspruch dagegen einle-
gen, dass das Verwaltungsgericht in der Sache
selbst entscheidet. Die Behörde muss dabei auf
die Verfahrensökonomie Bedacht nehmen. Der
Widerspruch der belangten Behörde hindert
das Verwaltungsgericht nicht, die Sache in je-
der Hinsicht zu prüfen. Erachtet es die Ent-
scheidung als rechtswidrig, darf es diese nur
aufheben, nicht selbst abändern. Das bedeutet,
dass die Verwaltungsbehörde ihre Entschei-
dung in der 2. Runde, nachdem sie die Beden-
ken des Verwaltungsgerichts kennt, sanieren
kann. Weshalb die Behörden die Funktionsfä-
higkeit dieses Instruments bisher nie erprobt
haben, ist eigentlich nicht nachvollziehbar.

Der Verdruss über das Bundesverwaltungs-
gericht ist auch aus anderen Gründen unange-
bracht. Es ist nämlich der Gesetzgeber, der ent-
scheidet, welche Interessen bei der Abwägung
zu berücksichtigen sind und wie die unter-
schiedlichen Interessen zu gewichten sind.
Wenn er den Klimaschutz nicht bevorrangen
will, muss er so ehrlich sein, dies in das Gesetz
zu schreiben oder zumindest keine blumigen
Bekenntnisse zum Klimaschutz von sich zu ge-
ben. Ebenso sollte darauf verzichtet werden,
auf internationaler Ebene Musterschüler zu
spielen, wenn die daraus resultierenden Ver-
pflichtungen nicht eingehalten werden sollen.

Die Gesetzgeber von Bund und Ländern
müssen den Verwaltungsgerichten klare Ent-
scheidungsgrundlagen liefern. Das ist selbst-
verständlich kein Eingriff in richterliche Unab-
hängigkeit, sondern die Vorgabe, den der Ge-
waltenteilungsgrundsatz der Verfassung macht.
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Das Bundesverwaltungsgericht verweigerte die „dritte Piste“ des Flughafens Wien-Schwechat mit dem
Verweis auf den Klimaschutz. Der Verdruss über die Verwaltungsrichter ist aus mehreren Gründen unangebracht.

Derzeit wird heftig diskutiert, wie gegen den Wil-
len von Verwaltungsrichtern der Flughafen Wien
dennoch ausgebaut werden könnte. BILD: SN/AP

Realität und Mythen der Registrierkassenpflicht
Wie jetzt die Praxis nach dem Ende der Einführungsphase aussieht und warum Italien schon einen Schritt weiter ist.
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Seit 1. April 2017 ist der letzte
Schritt in einer fast zweijährigen
Einführungsphase der Registrier-
kassenpflicht gesetzt worden. Jetzt
besteht die gesetzliche Verpflich-
tung, die Aufzeichnungen in einer
Registrierkasse durch eine techni-
sche Sicherheitseinrichtung gegen
Manipulationen zu schützen. Für
den Konsumenten ist das erkenn-
bar durch den Aufdruck der vier-
eckigen, sogenannten QR-Codes
auf den Belegen.

Aber was steckt hinter der neuen
Regelung und wer ist wozu ver-

pflichtet, wenn man zum Beispiel in
Salzburg beim Balkan-Grill im
Durchhaus bei der Getreidegasse ei-
ne Bosna kauft und die Kassenbele-
ge aus der Bude quellen sieht?

Prinzipiell gilt: Unternehmer mit
einem Jahresumsatz von mehr als
15.000 Euro und Barumsätzen über
7500 Euro müssen ab 2016 ein elek-
tronisches Aufzeichnungssystem
haben. Als Registrierkasse gelten
auch serverbasierte Aufzeich-
nungssysteme, Waagen und Taxa-
meter mit Kassenfunktionen.

Bei den vielen Bosnas, die täglich
über den Tresen von Frau Hildegard
wechseln, sind diese Grenzen
schnell erreicht. Als Barumsätze

gelten auch Zahlungen mit Kredit-
und Bankomatkarte oder auch mit
Gutscheinen und Bons.

Mit den neuen Vorschriften hat
jeder Unternehmer die Pflicht, bei
Barzahlungen einen Beleg zu erstel-
len und dem Käufer auszuhändigen.
Das gilt unabhängig davon, ob auf-
grund der oben genannten Grenzen
eine Registrierkasse zu führen ist
oder nicht. Den wenigsten Bosna-
Käufern, um bei diesem Beispiel zu
bleiben, ist dabei wohl bewusst,
dass sie gesetzlich dazu verpflichtet
sind, den ausgehändigten Beleg
mitzunehmen – und zwar bis au-
ßerhalb der Geschäftsräumlichkei-
ten oder des Areals der Imbissecke.

Allerdings wird der Konsument
bisher nicht bestraft, wenn er auf
den Beleg vergisst. Wie die Ausnah-
men von der Registrierkassen- und
Belegerteilungspflicht zeigen, wird
insgesamt nicht so heiß gegessen
wie gekocht. Ein Beispiel ist die
„Kalte-Hände-Regelung“: Für Um-
sätze im Freien bis zu einem Jahres-
umsatz von 30.000 Euro, die von
Haus zu Haus oder auf öffentlichen
Wegen, Straßen, Plätzen oder ande-
ren öffentlichen Orten ausgeführt
werden, gibt es hier eine Befreiung.
So ist beispielsweise der Maronibra-
ter, der im Winter im Freien mit eisi-
gen Fingern seinem Geschäft nach-
geht, von diesen Bürden befreit.

Weitere Befreiungen gibt es für ab-
gelegene Alm-, Berg-, Ski- und
Schutzhütten, die typischerweise
keinen Strom haben, Buschen-
schanken, Kantinen von gemein-
nützigen Sportvereinen, Feuer-
wehr- oder Rotkreuzfeste.

Wird der nun nötige Aufwand
von Erfolg gekrönt sein? In Italien,
wo die Belegerteilungspflicht vor
Jahrzehnten schon eingeführt wur-
de, rückt man 2017 mangels Erfolgs
wieder davon ab. Die Italiener set-
zen nun auf die elektronische Rech-
nung, die direkt per Internet an das
Finanzamt weitergeleitet wird.
Andreas Staribacher und Felix Müller
sind Steuerberater in Wien.

Was ist unter „öffentlichen
Interessen“ zu verstehen?
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